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Grüne Taxis lassen auf sich warten 
 

Ein unübersichtlicher Markt, wenige Daten und reichlich Skepsis: Der Umstieg auf E-Taxis verläuft noch schleppend
Wien – Im hohen Norden sind sie 
längst angekommen, in Österreich 
sind Elektroautos trotz steigender 
Verkaufszahlen immer noch Rand-
erscheinungen. So auch in der Taxi-
branche: Circa 6700 Taxis sind auf 
Wiens Straßen unterwegs, der An-
teil an Hybrid- und E-Autos ist aber 
ein Mysterium – der Markt ist un-
übersichtlich, viele Ein-Personen-
Unternehmen und An- und Abmel-
dungen im Wochenrhythmus ma-
chen das Erfassen der Zahlen schwer. 
DER STANDARD hat trotzdem einen 
Versuch unternommen, etwas Licht 
ins Dunkel zu bringen. Und es zeigt 
sich: Es geht langsam, aber stetig 

voran. Die Zeit drängt allmählich, 
ab 2025 sollen laut Regierungspro-
gramm nur noch emissionsfreie Ta-
xis zugelassen werden. 

Der Taxivermittler 40100 hat dar -
auf bereits reagiert. Vor acht Jahren 
lag der Anteil der „grünen Autos“ 
noch im einstelligen Prozentbe-
reich, mittlerweile fahren rund 61 
Prozent der 1600 Taxis großen Flotte 
in Wien mit E- oder Hybridantrieb. 
„Die Lenker beschäftigen sich natür-
lich mit den gesetzlichen Vorgaben“, 
sagt Pressesprecherin Eveline Hruza. 
Trotzdem bemerke sie Hemmungen 
einiger Taxifahrer, auf emissions-
freie Pkws umzusteigen. Hohe An-

schaffungskosten und eine lücken-
hafte Ladeinfrastruktur schreckten 
ab. Das macht sich auch im größe-
ren Maßstab bemerkbar: Auf Anfra-
ge des STANDARD schätzt die Wirt-
schaftskammer Wien den Anteil der 
E-Taxis auf rund zwei Prozent; Hy -
bridwagen hingegen machten etwa 
50 Prozent aus. Auf Anfrage bei 
zahlreichen Taxivermittlern – dar -
unter Uber Österreich, Taxi 31300 
und Free Now – bestätigen sich die 
Schätzungen: Zwischen einem Drit-
tel und der Hälfte der Fahrten wür-
den mit Hybrid- oder E-Autos durch-
geführt. Anreize zur Dekarbonisie-
rung der Taxiflotten gab und gibt es 

in Form von städtischen Projekten, 
2015 bis 2018 lief etwa das von den 
Wiener Stadtwerken initiierte „E-
Taxi-Projekt“. 

250 Taxis auf Wiens Straßen wur-
den als Ziel ausgewiesen, mit nur 60 
Fahrzeugen aber deutlich verfehlt. 
Die Lehren des Projekts sollen nun 
im Vorhaben „eTaxi 2.0“ der Städte 
Wien und Graz eingearbeitet wer-
den. Getestet werden dabei innova-
tive Ladeplatten, die im Boden ver-
baut sind und die E-Taxis während 
den Stehzeiten automatisch aufla-
den sollen. Seit Jänner können zu-
dem Anträge für die „E-Taxi-Förde-
rung“ der Stadt Wien eingereicht 

werden. Diese soll als Anreiz dienen, 
elektrisch betriebene Pkws mög-
lichst häufig zu nutzen. Dafür sind 
die Gelder an die Betriebsstunden 
gekoppelt. Fünf Euro gibt es pro 
Stunde, in der Fahrgäste transpor-
tiert werden, gedeckelt ist die För-
derung mit 10.000 Euro pro Fahr-
zeug. Sieben Millionen Euro macht 
der Fördertopf aus, durch die Be-
grenzung auf 15 E-Taxis pro Antrag-
steller sollen möglichst viele Unter-
nehmen profitieren. Anträge gab es 
– auch feiertagsbedingt – bislang 
noch wenige, allerdings sei „starkes 
Interesse“ auszumachen, heißt es 
auf Anfrage bei der WK Wien. (dwo)

Die starke Teuerung belastet Bezieher von Arbeitslosengeld und Notstandshilfe besonders, denn die Leistungen werden  
zu einem guten Teil nicht an die Inflation angepasst und Lohnsteigerungen wirken sich nicht sofort aus.

D
er Arbeitsmarkt brummt, die 
Zahl der Jobsuchenden ist zu-
rückgegangen, das hat Han-

nes natürlich mitbekommen. Er 
selbst profitierte davon aber bisher 
nicht. Der 53-Jährige aus Wiener 
Neustadt ist mit einer kurzen Unter-
brechung seit mehr als zwei Jahren 
arbeitslos. Er hat lange im Lager ge-
arbeitet, erzählt Hannes, wurde 
krank und sei im Krankenstand ge-
kündigt worden. Via AMS ließ er 
sich umschulen, nun ist er Assistent 
für Finanz- und Rechnungswesen. 
Job hat er allerdings weiter keinen.  

Seine gesundheitlichen Probleme, 
er ist herzkrank, schrecken Arbeit-
geber ab, sagt Hannes. Das Alter sei 
auch ein Problem: Bei manchen Stel-
len, für die er sich bewerbe, könne 
er in den Onlineformularen sein Al-
ter gar nicht eingeben.  

Dabei ist das mit der Jobsuche 
für den Niederösterreicher durch die 
Teuerung dringlicher geworden. Um 
8,5 Prozent sind die Preise im ver-
gangenen Jahr gestiegen, wobei die 
Zahlen bei Gütern des täglichen Be-
darfs noch dramatischer sind. Le-
bensmittel haben sich um 15 Prozent 
verteuert. Die Miete von Hannes ist 
ebenfalls gestiegen, plus 50 Euro. 
Was fast unverändert geblieben ist: 
Sein Notstandshilfebezug. Um die 
1100 Euro bekommt der frühere La-
gerarbeiter heute vom AMS.  

Die hohe Teuerung bleibt 
Die Inflation ist das bestimmen-

de wirtschaftspolitische Thema, und 
die türkis-grüne Regierung hat eini-
ges unternommen, um die Effekte 
der Teuerung abzufedern. Die kalte 
Progression wurde abgeschafft. So-
zialleistungen wie die Familienbei-
hilfe steigen künftig mit der Infla-
tion mit. Aber bei Arbeitslosengeld 
und Notstandshilfe gab es keine An-
passung.  

Die Auswirkungen bekommen 
Menschen wie Hannes in den kom-
menden Monaten zu spüren. 2022 
hat die Regierung mit Zahlungen 
 ärmere Haushalte spürbar unter-
stützt. So gab es den erhöhten Kli-
mabonus über 500 Euro für alle, da-
von profitieren natürlich auch Ar -
beitslose. Beim ärmsten Drittel der 
Haushalte wurde ein großer Teil des 
Preisanstiegs abgefedert, zeigt eine 
Rechnung des Ökonomen Kurt Kra-
tena vom Wiener Forschungsinsti-
tut Cesar. Aber was wird 2023?  

Wer in Österreich den Job ver-
liert, hat Anspruch auf Arbeitslo-

sengeld, im Regelfall für 20 bis 52 
Wochen, je nach Dauer der Beschäf-
tigung davor. Dann folgt die Not-
standshilfe, die in Österreich in der 
Dauer unbegrenzt ausbezahlt wird. 
Um einen Job bemühen muss man 
sich natürlich immer.  

Das Arbeitslosengeld entspricht 
55 Prozent des vorherigen Nettover-
dienstes, für Kinder gibt es einen 
kleinen Zuschlag. Nun steigen aktu-
ell die Löhne und Gehälter der Men-
schen, die Kollektivvertragsverhand-
lungen im Herbst brachten ja einige 
ansehnliche Abschlüsse. Menschen, 

die schon arbeitslos sind, haben da-
von aber natürlich nichts.  

Und auch alle, die erst in Zukunft 
arbeitslos werden, profitieren nur 
mit Zeitverzögerung von den Lohn-
steigerungen. Denn die Höhe des 
Arbeitslosengeldes richtet sich nach 
den zwölf Monaten des Vorver-
dienstes. Und die Lohnsteigerungen 
greifen erst jetzt nach und nach. Aus 
rechtlichen Gründen wird meist 
noch weiter in die Vergangenheit 
abgestellt, bei jemandem, der jetzt 
den Job verliert, ist der Lohnzettel 
von 2021 relevant. Es gibt einen Kor-

rekturmechanismus: Lohnzahlun-
gen aus dem vorvorigen Jahr wer-
den bei der Berechnung des Arbeits-
losengeldes etwas aufgewertet. Min-
destens ein Jahr Zeitverzögerung, 
bis das AMS-Geld steigt, gibt es aber 
jedenfalls.  

Die ohnehin größere Problem-
gruppe sind aber die 130.000 Not-
standshilfebezieher. In Österreich 
werden jedes Jahr viele Menschen 
arbeitslos, fast 860.000 waren es 
vergangenes Jahr. Viele finden recht 
rasch einen Job. Es gibt aber auch 
die Langzeitarbeitslosen, die ein Jahr 
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oder länger nichts finden. Wer Not-
standshilfe bezieht, tut dies im 
Schnitt eineinhalb Jahre lang. Hier 
gibt es also lange keine Anpassung 
an die Inflation, die Notstandshilfe 
verliert derzeit deutlich an Wert. 
Dazu kommt, dass die Notstandshil-
fe niedriger ist als das Arbeitslosen-
geld, etwa 92 bis 95 Prozent davon.  

Ausgleich für manche 
Hier gilt es, eine wichtige Ein-

schränkung zu machen. Für einen 
Teil der Bezieher gibt es sehr wohl 
eine Inflationsanpassung: Arbeits-
lose und Notstandshilfeempfänger, 
denen wenig Geld zusteht, bekom-
men einen Ergänzungsbetrag, um 
sie auf das Existenzminimum von 
monatlich aktuell 1110,26 Euro zu 
bringen. Dieser Betrag richtet sich 
nach der Ausgleichszulage und wird 
jährlich angepasst, zuletzt sogar et-
was stärker als die Inflation. 

Wer schon bisher in etwa diesen 
Betrag vom AMS erhalten hat, so 
wie Hannes, erhielt heuer keine An-
passung. Und die Anpassung ist be-
grenzt, auf mehr als 60 Prozent des 
vorherigen Nettolohns darf das AMS-
Geld nicht steigen, bei Personen mit 
Kindern sind es 80 Prozent. 

Der Arbeitsmarktexperte des For-
schungsinstituts Wifo, Helmut Mah-
ringer, kritisiert jedenfalls die feh-
lende Indexierung: „Ziel von Ar -
beitslosengeld und Notstandshilfe 
ist es, den Lebensstandard der Be-
troffenen abzusichern und ein zu 
tiefes Abrutschen zu verhindern“, 
sagt Mahringer. Durch die hohe In-
flation gelinge das bei einem Teil der 
Betroffenen nicht mehr. Warum an-
dere Sozial- und Versicherungsleis-
tungen indexiert würden, diese aber 
nicht, sei unverständlich.  

Verhandelt wurde eine Indexie-
rung der Notstandshilfe zwischen 
ÖVP und Grünen bei der Debatte 
über eine Arbeitsmarktreform. Die 
ÖVP hätte einer Anpassung zuge-
stimmt, aber nur bei einer großen 
Reform, was auch eine Einschrän-
kung der Zuverdienstmöglichkeiten 
für Jobsuchende gebracht hätte. Das 
wollten die Grünen nicht.  

Markus Koza, arbeitsmarktpoli -
tischer Sprecher der Grünen, sagt, 
dass von der Regierung gesetzte 
Maßnahmen auch 2023 Jobsuchen-
den helfen. Er erwähnt etwa die 
Strompreisbremse. „Ich gehe den-
noch davon aus, dass wir für beson-
ders vulnerable Gruppen noch ein-
mal Pakete schnüren werden.“

375.000 Menschen waren 
zuletzt jobsuchend gemeldet. 
Ihr AMS-Geld ist an die teure 

Realität nicht angepasst. 
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